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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


ns; Nr. 20. 1. 


(Nr. 7994.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender, unkündbarer 
Pfand und Kreditbriefe der Schleſiſchen Bodenkredit-⸗Aktienbank zu 
Breslau. Vom 13. März 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


Nachdem die Schleſiſche Bodenkredit⸗Aktienbank zu Breslau den Nach⸗ 
weis ihrer auf Grund des Statuts vom . 188 erfolgten Eintragung in 
das bei dem Königlichen Stadtgericht zu Breslau geführte Geſellſchaftsregiſter, 
laufende Nr. 880., erbracht hat, wollen Wir der genannten Aktiengeſellſchaft 
in Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten 
(GeſetzSamml. S. 75.), durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche 

enehmigung zur Ausgabe auf den Inhaber lautender, mit Zinskupons ver⸗ 
„ſehener, unkündbarer Pfand⸗ und Kreditbriefe, wie ſolche in dem beiliegenden 
Statute näher bezeichnet und nach Vorſchrift deſſelben zu verzinſen ſind, mit der 
rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Pfand⸗ und Kredit⸗ 
briefe die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung derſelben nach— 
weiſen 5. dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 
as vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und durch welches für die Befriedigung der Inhaber der Pfand⸗ und 
Kreditbriefe oder Zinskupons eine Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht 
übernommen wird, iſt nebſt dem Statute der Geſellſchaft durch die Geſetz⸗ 
ammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. Daſſelbe erliſcht und die Ge⸗ 
ſellſchaft ſoll zur Einlöſung der von ihr ausgegebenen Pfand⸗ und Kreditbriefe 
ea fein, ſobald Abänderungen des Statuts ohne zuvor erlangte landes⸗ 
errliche Genehmigung zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet werden. 
„Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 13. März 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Jahrgang 1872. (Nr. 7994.) al Statut 
Ausgegeben zu Berlin den 10. April 1872, 


ee N 


Statut 
der Schleſiſchen Bodenkredit⸗Aktienbank. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


a: 
Unter der Firma: 3 
Schleſiſche Bodenfredit-Aftienbant 
wird durch gegenwärtige Statut eine Aktiengeſellſchaft mit dem Sitze in 
Breslau gegründet, welche den Zweck hat, den Grund⸗ und Kommunalkredit 
zu fördern. 9 2 


Die Bank beſchränkt ihre Thätigkeit auf Schleſien und die angrenzenden 
Provinzen des Preußiſchen Staates. Innerhalb diefer Provinzen iſt ſie berechtigt, 
zur Betreibung ihrer Geſchäfte Agenturen zu errichten. 


F. 3. 

Bekanntmachungen der Bank müſſen in dem Deutſchen Reichsanzeiger, 
der Breslauer, der Schleſiſchen und der Berliner Börſen⸗Zeitung erfolgen. 
Eine Aenderung in dieſen Publikations⸗Organen muß in den bis dahin 
benutzten Blättern — inſoweit dieſelben nicht etwa unzugänglich ſind — bekannt 
gemacht werden. 


Zweiter Abſehnitt. 
Grundkapital. 


H. 4. 
Das Grundkapital wird durch Zeichnung von Aktien, welche auf den 
Inhaber lauten, gebildet und vorläufig auf * 
23 Millionen Thaler in 
12,500 Stück Aktien über je zweihundert Thaler 
feſtgeſtellt. a 
Mit Genehmigung der betreffenden Reſſortminiſter kann daſſelbe nach Be⸗ 
ſchluß der Generalverſammlung der Aktionaire auf 
5 Millionen Thaler 
erhöht werden. Eine weitere Erhöhung unterliegt der landesherrlichen Ge⸗ 
nehmigung. ; | 
85. 


en 


b. 5. 


Die Einzahlungen auf die Aktien find in Raten, welche von dem Ver⸗ 
waltungsrathe ($. 58.) ausgeſchrieben werden, zu leiſten. Die Aufforderung zur 
Zahlung ift dreimal in den Geſellſchaftsblättern, das letzte Mal wenigſtens vier 

ochen vor dem für die Einzahlung feſtgeſetzten Schlußtermine, bekannt zu 
machen. Erſt nachdem 40 Prozent des Grundkapitals eingezahlt ſind, darf die 
Bank ihren Betrieb eröffnen. 

Die weiteren 60 Prozent werden nach Bedürfniß auf Ausſchreibung des 

Verwaltungsrathes in Raten von 10 bis 20 Prozent eingezahlt. 


6. 6. 


Für die Einzahlung von 40 Prozent des Nominalbetrages der gezeichneten 
Aktien find die Zeichner gemäß Poſ. 2. des Artikels 222. des Allgemeinen Deut⸗ 
ſchen Handelsgeſetzbuches unbedingt verhaftet. Nach Einzahlung dieſer 40 Prozent 
können auf Beſchluß des Verwaltungsrathes die Zeichner von der Haftung für 
ie weiteren Einzahlungen befreit und dann auf den Inhaber lautende Interims⸗ 

beine nach beiliegendem Schema ausgefertigt werden. 

Bis die Aktien ausgegeben find, verſehen dieſe Interimsſcheine ihre Stelle. 
Erſt nach Einzahlung des vollen Nennwerthes werden die Aktien ausgehändigt. 
„„Die Aktien werden nach dem anliegenden Schema ausgefertigt. 
Sowohl den Interimsſcheinen als auch den Aktien ſind Dividendenſcheine 
> auf 10 Jahre und Talons nach den beiliegenden Schemas beigefügt. 
„ Nach Ablauf dieſer Zeit werden gegen Einſendung der Talons neue Di⸗ 
“LDidendenſcheine auf je weitere 10 Jahre ausgegeben. 


er 
| Aktionaire, welche die von dem Verwaltungsrathe ausgeſchriebenen Ein- 
ieblungen in der feſtgeſetzten Friſt nicht leiſten, find zur Zahlung von 6 Prozent 
: erzugszinſen, vom Verfalltage an gerechnet, und zur Entrichtung einer Kon 
ventionalſtrafe von 10 Prozent des fälligen Betrages verpflichtet. 
„Statt deſſen können aber auch auf Beſchluß des Verwaltungsrathes die 
ſäumigen Aktionaire ihrer Anrechte aus der Zeichnung der Aktien und den ge⸗ 
leiſteten Theilzahlungen zu Gunſten der Geſellſchaft verluſtig erklärt werden. 
(Art. 220. und 221. des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches.) Dieſe Er⸗ 
klärung wird von dem Verwaltungsrathe bekannt gemacht und die Er 
neuer Interimsſcheine reſp. Aktien an Stelle der ungültig erklärten veranlaßt. 


6. 8. 


Bei jeder Erhöhung des Grundkapitals ($. 4.) find die erſten Aktienzeichner 
reſp. deren Rechtsnachfolger nach Verhältniß ihrer Zeichnungen ein Drittheil 
und die derzeitigen Aktionaire nach Verhältniß des Aktienbeſitzes die anderen 
zwei Drittheile der neu zu emittirenden Aktien zum Nennwerthe zu übernehmen 
berechtigt. N 

(Nr, 7994.) 41* Die- 
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Dieſes Vorrecht muß innerhalb einer Präkluſivfriſt von 4 Wochen, vom 
Tage der Bekanntmachung durch die Geſellſchaftsblätter an gerechnet, ausgeübt 
werden, widrigenfalls daſſelbe erliſcht. Unter dem Nennwerthe dürfen Aktien 
nicht begeben werden. 


$.9. 


An Stelle von Interimsſcheinen, Aktien, Dividendenſcheinen und Talons, 
welche durch Beſchädigungen ungeeignet für den Verkehr geworden find, gleich” 
wohl aber die weſentlichen Merkmale der Echtheit noch unzweifelhaft erkennen 
laſſen, iſt die Direktion ermächtigt, gegen Auslieferung dieſer beſchädigten Papiere 
auf Koſten des Inhabers neue gleichartige Papiere auszugeben. Für vollſtändig 
unbrauchbar gewordene oder verloren gegangene Interimsſcheine und Aktien 
können nur auf Grund der durch den Eigenthümer veranlaßten gerichtlichen 
Mortifikation derſelben neue Interimsſcheine reſp. Aktien verabreicht werden. 

Dividendenſcheine werden nicht amortiſirt, verfallen vielmehr, wenn ſie 
nicht innerhalb vier Jahren, vom 31. Dezember desjenigen Jahres an gerechnet, 
in welchem ſie fällig geworden ſind, erhoben werden, zu Gunſten der Geſellſchaft. 

Wird der Verluſt der Dividendenſcheine jedoch innerhalb dieſer vier Jahre 
bei der Direktion angemeldet und glaubhaft nachgewieſen, ſo kann nach Ablauf 
dieſer Friſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin zur Einlöſung nicht pra⸗ 
ſentirten Dividendenſcheine ausgezahlt werden. 

Ebenſowenig werden vollſtändig unbrauchbar gewordene reſp. verloren 
gegangene Talons gerichtlich amortiſirt. Wird von dem Inhaber der Aktie vor 
Ausreichung der neuen Dividendenſcheine der Verabreichung derſelben an den 
Präſentanten des Talons widerſprochen, von letzterem 15 dieſe gefordert, 
ſo erfolgt die Aushändigung erſt nach vollſtändiger Er edigung der ſtreitigen 
Anſprüche. 

Kann ein Talon nicht eingereicht werden, fo find dem Inhaber der be— 
treffenden Aktie nach Ablauf des Zahlungstages des dritten der Dividenden 
ſcheine, welche auf den Talon 7 empfangen waren, dieſe Dividendenſcheine zu 
verabfolgen. Der Beſitz des betreffenden Talons gewährt alsdann kein Recht 
auf Empfang der Dividendenſcheine. 


$. 10. 


Die Aktionaire haben in Anſehung ihrer Verpflichtungen gegen die Bank, 
ſowie in Beziehung ihrer Streitigkeiten mit derſelben den Gerichtsſtand vor dem 
Stadtgericht in Breslau zu nehmen. Sie haben daher eintretenden Falles eine 
Perſon oder ein Handlungshaus am Orte dieſes Gerichts zu bezeichnen, an welche 
gerichtliche Inſinuationen rechtsgültig erfolgen können. 

In Ermangelung jeder derartigen Bezeichnung greifen die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen Platz. 


Dritter 
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Dritter Abſchnitt. 
Geſchaͤftskreis. 


Ü. 11. 
Die Bank iſt berechtigt, nachſtehende Geſchäfte zu betreiben: 


1) unkündbare Darlehne gegen hypothekariſche Sicherheit und unter Be⸗ 
dingung der Tilgung durch Amortiſation zu gewähren und für dieſelben 
unkündbare Pfandbriefe auszugeben; 


2) an Kreiſe, Kommunen und Korporationen auch ohne hypothekariſche 
Sicherheit amortiſirbare oder in beſtimmter Friſt rückzahlbare Darlehne 
zu gewähren und für dieſelben entſprechende Kreditbriefe auszugeben; 


3) kündbare Hypotheken zu erwerben und zu beleihen, ſowie die Anlegung 
von Geldern in Hypotheken und die Aufnahme und Veräußerung von 
Hypotheken zu vermitteln; 


4) Depoſitengelder anzunehmen und das Inkaſſo von Geldanweiſungen und 
Effekten zu beſorgen, ſowie die disponiblen Kaſſenbeſtände nutzbar zu 
machen durch Diskontirung oder Beleihung von Wechſeln, Erwerbung 
oder Beleihung von Werthpapieren und Hinterlegung bei Bank⸗ 
Inſtituten. f 

$: 12. 
Spekulationsgeſchäfte zu betreiben iſt der Bank unterſagt. 
er Erwerb von Grundeigenthum iſt derſelben nur zum Zweck der Be. 
nutzung als Geſchäftslokale, ſowie dann geſtattet, wenn dadurch dem Ausfall 


einer Forderung vorgebeugt werden ſoll. Letzteren Falles iſt jedoch die Wieder- 
veräußerung, ſobald als angängig, vorzunehmen. 


114. 


Die unkündbaren hypothekariſchen Darlehne werden zur erſten Stelle und untündbare 
nur auf Grundſtücke ausgegeben, welche einen ſicheren dauernden Ertrag gewäh⸗ ee 
den. Falls das Darlehn nicht zur erſten Stelle im Hypothekenbuche eingetragen 
werden kann, fo ift der Darlehnsſucher verpflichtet, die in der Priorität vor- 
genden Forderungen entweder zur Löſchung zu bringen, oder der erworbenen 

orderung die Priorität zu verſchaffen „oder endlich auch die vorgehenden For⸗ 
erungen an die Bank abzutreten. 

Kann der Darlehnsſucher dieſer Verpflichtung nicht ſofort nachkommen, 
ſo iſt die Bewilligung des Darlehns zwar nichtsdeſtoweniger zuläſſig, der Dar- 
ehnsſucher iſt aber verpflichtet, wegen der Anſprüche aus den voreingetragenen 
0 derungen eine Kaution für die Bank in der Art zu beſtellen, daß er für je 
5 Thaler ſolcher alten Forderungen 100 Thaler in für ihn emittirten Pfandbriefen 
er Bank bei dieſer deponirt. 

(Nr. 7994.) Bei 


228 1 
Bei Berechnung des Betrages der Forderungen wird der Zinsſatz derſel⸗ 


ben, wenn ſich kein hoͤherer herausſtellt, auf fünf Prozent, und der Rückſtand 


der Zinſen, ſoweit deren Berichtigung nicht glaubhaft nachgewieſen worden iſt, 
auf acht Jahre angenommen. 


9. 14. 

Ländlicher Grundbeſitz kann bis zu 3 des auf Grund von . W durch 
landschaftliche Behörden feſtgeſtellten Werthes beliehen werden. Die Beleihung 
deſſelben ift auch ohne dieſe Taxen zuläffig, wenn der Kapitalsbetrag des Dar⸗ 
lehns einſchließlich der vorangehenden Verpflichtungen 

1) bei Liegenſchaften ohne Gebäude den 20fachen Betrag des jährlichen 
Reinertrages, 
2) bei Liegenſchaften mit Gebäuden die Summe 
a) des 24fachen Betrages des jährlichen Reinertrages der Liegenſchaft, 


b) des 10 fachen Betrages des jährlichen Nutzungswerthes der ſteuerpflich⸗ 
tigen Gebäude, 


zu welchen die als Unterpfand haftenden Liegenſchaften und Gebäude Behufs 
Veranlagung zur Grund» reſp. Gebäudeſteuer in Gemäßheit der Geſetze vom 
21. Mai 1861. abgeſchätzt worden find — abzüglich des 20 fachen Betrages der 
Steuern und Abgaben an den Staat, die Gutsherrſchaft, die Kirche, Pfarre, 
Küſterei und Schule — nicht überſteigen. Den Abgaben ſind zuzurechnen: 
Renten und Leiſtungen, Meliorationszinſen und der prioritätiſche Kanon bei 
urſprünglich zu Erbpacht oder Erbzins ausgegebenen Grundſtücken. 

Städtiſcher Grundbeſitz kann beliehen werden, wenn der Kapitalsbetrag des 
Darlehns einſchließlich etwaiger vorangehender Verpflichtungen innerhalb des 
10 fachen Betrages des vorbezeichneten Gebäudeſteuer⸗Nutzungswerthes verbleibt. 


$. 15. b 
Die Gebäulichkeiten, welche ſich auf den verpfändeten Grundſtücken befin- 
den und bei Feſtſtellung der Beleihungsgrenze in Rechnung geſtellt ſind, müſſen 
gegen Feuersgefahr bei einer der Bank genehmen Geſellſchaft verfichert fein und 
die Brandentſchädigungsgelder mit verpfändet werden. 


$. 16. 


Die Gewährung der Darlehne erfolgt in Pfandbriefen, deren Verkauf 
die Bank gegen Proviſion auf Wunſch des Darlehnsempfängers übernimmt. 

Beim Abſchluß des Darlehns hat der Empfänger außer den gewöhnlichen 
Koſten eine in jedem einzelnen Falle feſtzuſetzende Abſchlußproviſion zu entrichten, 
deren Höhe ſich nach dem Betrage des Darlehns richtet, jedoch 15 Prozent des 
letzteren nicht überſteigen darf. 

Darlehne unter 500 Thaler werden nicht gewährt. 9. 17 


e 
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$. 17. 


„Die Tilgung der Darlehne geſchieht im Wege der Amortiſation. Eine 
bbꝛleilweiſe oder gänzliche Rückzahlung des Darlehns iſt jedoch dabei nicht aus⸗ 
geſchloſſen (§. 19.). 

Von dem Darlehnsnehmer iſt neben den Zinſen und der zur Tilgung des 
Darlehns beſtimmten Amortiſationsquote ein Beitrag zu den jährlichen Verwal⸗ 
tungskoſten zu zahlen (F. 21.). 

$. 18. 


Die Zinſen dürfen in keinem höheren Betrage ſtipulirt werden, als den 
die auf die Valuta gegebenen Pfandbriefe tragen. Die Verzinſung beginnt mit 
em Tage, von welchem ab die als Darlehns⸗Valuta ausgereichten Pfandbriefe 
verzinslich ſind. Die vereinbarten Zinſen werden ohne Rückſicht auf die fort⸗ 
reitende Amortiſation bis zur Beendigung derſelben von der ganzen urſprüng⸗ 
lichen Darlehnsſumme und zwar vierteljährlich gezahlt. Der auf den bereits 
amortiſirten Theil des Darlehns fallende Betrag derſelben wird zur Amortiſa⸗ 
tion mit verwendet. 
: Nur zwei beſtimmte, die Höhe von fünf Prozent nicht überſteigende Zins⸗ 
ſatze, welche der Verwaltungsrath feſtſetzt, dürfen zur Anwendung gebracht werden. 
ie Ausgabe der Pfandbriefe zu einem anderen Zinsſatze kann nur mit mini⸗ 
erieller Genehmigung erfolgen. 


F. 19. 


Die Höhe der gleichzeitig mit den Zinſen zu entrichtenden Amortiſations⸗ 

quote darf jährlich niemals weniger als 3 Prozent der Darlehnsſumme 5 
ußerdem iſt der Darlehnsempfänger berechtigt, die Amortiſation durch freiwillige 
Zuzahlung zu verſtärken, ſowie das Darlehn, inſoweit es noch nicht amortiſirt 
it, gänzlich zu tilgen. Dieſe Rückzahlungen können nur in den Zinsterminen 
und mindeſtens in dem Betrage eines Pfandbriefes geleiftet werden, unterliegen 
edoch jedesmal der vorherigen Vereinbarung mit der Bank. Freigeſtellt bleibt 
es dabei dem Darlehnsempfänger, dieſe Zahlungen in Pfandbriefen zu leiſten, 
och müſſen letztere zu denſelben Serien (F. 20.) gehören, wie die für die betref⸗ 
fende „pothek ausgefertigten Pfandbriefe. 

enn der dritte Theil des dargeliehenen Kapitals amortiſirt iſt, wird die 
Bank auf Antrag des Darlehnsempfängers über den amortiſirten Betrag 
löſchungsfähi e Quittung ertheilen und die Zinſen nach Maßgabe des gezahlten 
Theils des Kapitals herabsetzen. 

Ueber dieſen Theil des Darlehns kann demnächft der Darlehnsempfänger 
durch Ceſſion verfügen, dem reſtirenden Theil des Darlehns muß jedoch die 
Priorität vorbehalten bleiben. 

F. 20. 
8 Für jedes Darlehn wird ein beſonderes Amortiſationskonto gebildet und 
am Schluß des Jahres dem Darlehnsſchuldner eine Abſchrift dieſes Kontos zu⸗ 


gefertigt. Reklamationen gegen die Richtigkeit des Kontos müſſen innerhalb 
(Nr. 7994.) eines 


u 1 
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eines Monats angebracht werden, widrigenfalls die Anerkennung der Richtigkeit 
deſſelben angenommen wird. 

Die für die Amortiſation beſtimmten Beträge werden in dem Amortiſations⸗ 
fonds ($. 47.) geſammelt und aus ihm die Mittel für die Einlöſung der den 
amortiſirten Darlehnsſummen entſprechenden Pfandbriefe entnommen. Die 
Darlehne werden den Pfandbriefen entſprechend in verſchiedene Serien ein⸗ 
getheilt ($. 30.). 

$. 21. 


Der mit den Zinfen und der Amortiſationsquote gleichzeitig zu entrichtende 
Verwaltungskoſten⸗Beitrag wird auf jährlich 4 Prozent der Darlehnsſumme feſt⸗ 
geſetzt. Bei größeren Darlehnen kann ein niedrigerer Verwaltungskoſten⸗Beitrag 
vereinbart werden. 


$. 22. 


Zinſen, Amortiſationsquote und Verwaltungskoſten⸗Beitrag find zu den 
feſtgeſetzten Terminen prompt einzuzahlen. 

Findet die Zahlung nicht innerhalb der auf den Termin folgenden acht 
Tage ſtatt, fo iſt die Bank zur Erhebung einer Konventionalſtrafe von 4 Prozent 
des noch nicht amortiſirten Betrages des Darlehns berechtigt. 


$. 23. 


Wenn das zur Hypothek beſtellte Grundſtück den Beſitzer wechſelt, ſo hat 
der neue Eigenthümer ſofort bei dem Erwerbe die perſönliche Haftbarkeit aus 
dem Darlehnsvertrage in einer gerichtlichen oder notariellen Urkunde zu über⸗ 
nehmen und die letztere innerhalb vier Wochen der Direktion einzuſenden. Nach 
erfolgter Beſitztitelberichtigung hört demnächſt die perſönliche Verpflichtung des 
früheren Beſitzers für die Zukunft auf. 


. 24. 


Jeder Empfänger eines unkündbaren Darlehns hat der Bank ſchriftlich 
eine Adreſſe innerhalb des Preußiſchen Staatsgebiets anzugeben, unter welcher 
die Zuſtellung der Mittheilungen der Bank an ihn zu erfolgen hat. An dieſe 
Adreſſe werden die Zuſtellungen gültig für den Darlehnsempfänger gerichtet, ſo 
lange nicht eine andere Wireſſe der Bank ſchriftlich bezeichnet worden iſt. Betrifft 
die Hypothek mehrere Betheiligte, ſo haben dieſelben einen gemeinſamen Beſtellort 
zu bezeichnen, an welchem die Zuſtellung gültig für ſie alle erfolgen kann. 


$. 25. 


Ausnahmsweiſe können die unkündbaren hypothekariſchen Darlehne in 
folgenden Fällen Seitens der Bank gekündigt werden: 


1) wenn eine von dem Schuldner zu leiſtende Zahlung nicht innerhalb 
dreier Monate nach dem Fälligkeitstermine an die Bank abgeführt 
worden ift; f 

2) wenn 
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2) wenn der verpfändete Grundbeſitz oder ein Theil deſſelben im Wege der 
Erekution zur Sequeſtration, Adminiſtration oder Subhaſtation gebracht 
oder auch nur ein derartiges Verfahren eingeleitet, ſowie wenn die 
Rechtsgültigkeit oder der Rang der beſtellten Hypothek beſtritten wird; 


3) wenn der Schuldner in Konkurs geräth; 


4) wenn durch irgend welche Urſache der Werth des hypothekariſchen Unter- 
pfandes im Vergleich gegen den bei Gewährung des Darlehns geſchätzten 
Werth ſo geſunken iſt, daß der noch nicht amortiſirte Theil des Dar⸗ 
lehns nicht gehörig geſichert erſcheint, ſowie wenn eine theilweiſe Ver⸗ 
äußerung des Unterpfandes oder eine Theilung deſſelben unter mehrere 
Eigenthümer ſtattgefunden hat, ohne daß wegen Regulirung der Hypothek 
mit der Bank ein Abkommen getroffen iſt. 

Verminderungen des Werthes, welchen kein unwirthſchaftliches Ver⸗ 
fahren des Beſitzers zum Grunde liegt, ſowie ſolche Abveräußerungen, 
deren Unſchädlichkeit nach Maßgabe des Geſetzes vom 3. März 1850. 
von der zuſtändigen Behörde beſcheinigt wird, berechtigen die Bank zur 
Kündigung des Darlehns nur in dem Betrage, welcher in dem Werth 
der verbleibenden Subſtanz nicht mehr ſeine ſtatutenmäßige Deckung 
findet; zur Kündigung des ganzen Darlehns aber nur dann, wenn der 

edeckt bleibende Betrag nicht den geringſten Satz eines zuläffigen (§. 16.) 
arlehns erreicht / 


5) wenn die vertragsmäßig vereinbarte Verſicherung der Gebäude gegen 
Feuersgefahr nicht erfüllt, oder nicht aufrecht erhalten wird; 


6) wenn bei einem Beſitzwechſel des verpfändeten Grundſtücks nicht gemäß 
§. 23. von dem neuen Beſitzer die perſönliche Haftbarkeit für die Schuld 
übernommen ift; 


7) wenn die Auflöſung der Geſellſchaft erfolgt. 


Der Rückzahlung des Darlehns hat in dieſen Ausnahmsfällen eine drei⸗ 
monatliche Kündigung voranzugehen. Nur bei nothwendigen Subhaſtationen 
und in dem Falle ad 3. bedarf es dieſer Kündigungsfriſt nicht, die Darlehne 
find vielmehr in dieſen beiden Fällen auf Verlangen der Bank fofort zur Zah- 
ung fällig. | 

„In allen diefen Ausnahmsfällen erfolgt nach Wahl des Schuldners die 
6.10 0 des Darlehns in baarem Gelde oder entſprechenden Pfandbriefen 


$. 26. 


Ben: Mittelft beſonderer Reglements wird der Verwaltungsrath die näheren 
eſtimmungen über die Werthsermittelung der den unkündbaren hypothekariſchen 
Darlehnen als Pfandobjekte dienenden Grundſtücke und über deren Verſicherung 
beben Feuersgefahr feſtſetzen, ſowie auch diejenigen Nachweiſe bezeichnen, welche 
en Darlehnsanträgen beizufügen find. 
Jahrgang 1872. (Nr. 7994) 42 6. 27. 
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$. 27. 


Untünbbare Die Bank ift zur Ausgabe von verzinslichen unkündbaren, durch Amor- 

Pfandbriefe. tiſation zu tilgenden Pfandbriefen — einſchließlich der zu emittirenden Kredit- 

bah ($. 36.) — bis zum zwanzigfachen Betrage des eingezahlten Grundkapitals 

erechtigt. 

Fumerhalb dieſer Grenze dürfen die Pfandbriefe jedoch Seitens der Bank 

nur inſoweit emittirt werden, als dieſelben durch, den Beſtimmungen der $$. 13. 
und 14. entſprechende, Hypothekenforderungen vollſtändig gedeckt ſind. 


$. 28. 


a Die Pfandbriefe lauten auf den Inhaber und ſind Seitens deſſelben un⸗ 
kündbar. Den Nominalbetrag der einzelnen Stücke, welcher jedoch nicht geringer 
wie 50 Thaler ſein darf, ſetzt der Verwaltungsrath feſt. Sie ſind von zwei 
Mitgliedern der Direktion und einem Mitgliede des Verwaltungsrathes zu unter⸗ 
zeichnen und von dem Juſtitiar der Bank dahin zu beſcheinigen, daß die ſtatuten⸗ 
mäßige Sicherheit vorhanden iſt. Für die halbjährlich zu zahlenden Zinſen 
werden den Pfandbriefen Zinskupons auf höchſtens zehn Jahre, ſowie ein Talon 
Dee gegen deſſen Einlieferung feiner Zeit neue Zinskupons ausgegeben 
werden. 

Die Ausfertigung der Pfandbriefe, Zinskupons und Talons erfolgt nach 

„den anliegenden Schemas. 

\ Die Beſtimmungen des F. 9. in Betreff beſchädigter oder verlorener 
Aktien, Dividendenſcheine und Talons finden auch auf beſchädigte oder verlorene 
Pfandbriefe, Zinskupons und Talons entſprechende Anwendung. 


0 


$. 29. 


Die Zinſen werden gegen Aushändigung der Kupons an den bekannt 
gemachten Stellen ausgezahlt und verjähren im Falle der Nichterhebung zu 
Gunſten der Bank in vier Jahren, vom 31. Dezember desjenigen Jahres an 
gerechnet, in welchem ſie fällig geworden ſind. 


$. 30. 


Die Einlöfung der in Serien, den ausgegebenen Darlehnen entſprechend, 
eingetheilten Pfandbriefe erfolgt planmäßig mit der fortſchreitenden Amortiſation 
nach vorgängiger Beſtimmung durch das Loos. Die gezogenen Nummern, fo 
wie der Ort und die Zeit der Auszahlung werden durch die Geſellſchaftsblätter 
dreimal in angemeſſenen Zeiträumen bekannt gemacht, das erſte Mal mindeſtens 
ſechs Monate vor dem Auszahlungstermine, an welchem die Verzinſung der 
Pfandbriefe aufhört. 

Die Feſtſtellung der verſchiedenen Serien, das Verfahren bei der Amor- 
tifation, ſowie die Dauer der Amortiſationsperioden wird durch ein von dem 
Verwaltungsrathe zu erlaſſendes Reglement geordnet (F. 20.). 91 

U $. 4 


* 


SE 
. 31. 


Die Rückzahlung der ausgelooſten Pfandbriefe erfolgt gegen ihre Ein- 
erg nach dem Nennwerthe. N 

Die Bank iſt berechtigt, auf jeden der ausgelooſten Pfandbriefe eine gleich- 
mäßige zehn Prozent nicht überſteigende Amortiſationsentſchädigung zu gewähren, 
welche in ihrem Geſammtbetrage — ohne jede Beeinträchtigung der für die 
Amortiſation beſtimmten Mittel — aus Erſparniſſen der Verwaltungskoſten⸗ 
eiträge oder anderweiten Geſchäftserträgen zu decken iſt. 


$. 32. 


Bei der Rückzahlung ſind mit den Pfandbriefen die Talons, ſowie die 
noch nicht fälligen Kupons einzuliefern, widrigenfalls der fehlende Betrag der 
letzteren in Abzug gebracht wird. Der gekürzte Betrag kann jedoch dem Gehen 
Inhaber des Pfandbriefes wieder erſtattet werden, wenn und inſoweit die feh⸗ 
7 0 Kupons bis zum Ablauf der Verjährungsfriſt nicht zur Einlöſung 
gelangt ſind. 

Die nach erfolgter Verlooſung ausgezahlten Pfandbriefe werden in Gegen- 
wart eines Mitgliedes der Direktion und des Verwaltungsrathes, ſowie des 
Juſtitiars der Bank kaſſirt. 

Aus ausgelooſten, zur Zahlung nicht präſentirten Pfandbriefen dürfen 
nach Ablauf von 30 Jahren keinerlei Forderungsrechte gegen die Bank her⸗ 
geleitet werden. 

$. 33. 

Das Gleichgewicht zwifchen den erworbenen Hypothekenforderungen und 
den in Umlauf geſetzten Pfandbriefen ($. 27.) muß ſtets aufrecht erhalten werden. 
Der Betrag, um welchen ſich dieſe Forderungen in anderer Weiſe als im Wege 
der Amortiation, welcher die Auslooſung der Pfandbriefe entspricht, verringern, 
muß daher auch in emittirten entſprechenden Pfandbriefen aus dem Umlauf 
gezogen weiden (F. 27.). 

F. 34. 

Für tie Sicherheit der Pfandbriefe und deren Zinſen, ſowie die plan- 
mäßige Amottiſation haften 

1) die in dem Archiv der Bank zu deponirenden Hypothekenforderungen 

($. 27.) und 
2) das Grundkapital, ſowie überhaupt das ganze Vermögen der Geſellſchaft. 


$. 35. 


Die Bark iſt auch ermächtigt, mit anderen Grundkreditanſtalten beſondere 
Geſchäftsverträge abzuschließen und an Stelle der von dieſen auszugebenden 
3 A - 
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und Amortiſation der qu. Pfandbriefe erforderlichen Verpflichtungen zu über- 
nehmen und die für deren Sicherheit haftenden Hypothekenforderungen der Bank 
zu überweiſen haben. 

Die auf Grund ſolcher Verträge emittirten Pfandbriefe ſind bei Feſt⸗ 
ſtellung der zuläffigen Maximalhöhe der auszugebenden Pfandbriefe den ander⸗ 
weitig emittirten Pfand und Kreditbriefen ($$. 27. und 36.) zuzurechnen. 


$. 36. 


Darlehne Darlehne an Kreiſe, Kommunen und mit den Rechten juriſtiſcher Perſonen 
N bekleidete Korporationen iſt die Bank berechtigt, auch ohne hypothekariſche Sicher⸗ 
Korporationen. heit zu gewähren. 

Die ſpeziellen Modalitäten für derartige Darlehne und für die feſtzuſetzende 
Amortiſation derſelben oder für die Rückzahlung ohne Amortiſation unterliegen 
der jedesmaligen beſonderen Vereinbarung. 

Die in Höhe dieſer Darlehne und dieſen entſprechend von der Bank 
amortiſirbar oder in beſtimmter Friſt rückzahlbar auszugebenden Kreditbriefe wer⸗ 

„den nach den anliegenden Schemas 8. und 9. ausgefertigt. Sie werden von 
1 zwei Mitgliedern der Direktion und einem Mitgliede des Verwaltungsrathes 
4 unterzeichnet und von dem Juſtitiar der Bank bezüglich der ſtatutenmäßigen 

Deckung, ſowie auch dahin beſcheinigt, daß die als Deckung dienenden Anleihen 
mit Genehmigung der geſetzlichen Aufſichtsbehörde kontrahirt find. 

Zinskupons und Talons werden den Schemas 6. und 7. (F. 28.) ent- 
ſprechend ausgefertigt. 

Die Ausgabe der Kreditbriefe darf mit den emittirten Pfandbriefen ($$. 27. 
und 35.) die Grenze des 20 fachen Betrages des eingezahlten Grundkapitals nicht 
überſteigen. N 

$. 37. 


Für die Sicherheit der ausgegebenen Kreditbriefe, der Zinſen und Amor- 
tiſation haften außer den erworbenen Forderungen noch das Grundkcpital, ſowie 
das ganze Vermögen der Geſellſchaft. ' 

Im Uebrigen gelten in analogen Fällen die für hypothekariſche Darlehne 
und Pfandbriefe gegebenen Beſtimmungen auch für dieſe Derlehne und 
Kreditbriefe. 


$. 38. 


Kündbare Innerhalb der $$. 13. und 14. angegebenen Beleihungsgrazen kann die 
ten Bank auch kündbare hypothekariſche Darlehne gewähren, doch dar dies nur bis 
auf Höhe des eingezahlten Grundkapitals geſchehen. 


$. 39. 


Hypotheten⸗ Zur Förderung des Grundkredits wird die Bank die Anegung von Gel⸗ 
bermtttekung. dern in Hypotheken übernehmen, ſowie die Aufnahme hypothekiriſcher Darlehne 
reſp. die Veräußerung von Hypotheken vermitteln. 3.40 
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5. 40. 


Die Bank iſt berechtigt, Depoſitengelder bei wenigſtens vierwöchentlicher Kaſſenvertehr. 
Kündigungsfriſt verzinslich anzunehmen und das Inkaſſo von Wechſeln, Geld— 
anweiſungen und Effekten zu beſorgen. Jederzeit ruͤckzahlbare Gelder dürfen nur 
unverzinslich angenommen werden. 

Die disponiblen Kaſſenbeſtände kann die Bank nutzbar machen durch 
Diskontirung, Ankauf oder Beleihung von Wechſeln, durch Erwerbung oder 

eleihung von Werthpapieren, einſchließlich ihrer eigenen Pfandbriefe, nach den 
Grundſätzen der Preußiſchen Bank, jedoch mit Aus dehnung auf die Staats⸗ 
papiere der zum Deutſchen Reich gehörigen Staaten und die auf jeden Inhaber 
autenden Papiere, welche Kommunalverbände und andere Korporationen des 
Deutſchen Reichs ausgeben, desgleichen auch Certifikate und Antheilſcheine, welche 

r die vorſtehend genannten Papiere ausgegeben werden, ſowie endlich durch 
Hinterlegung bei Bankhäuſern und Bankinſtituten. Die eigenen Aktien der Bank 

nd von dem Ankauf und der Beleihung ausgeſchloſſen. 

Wechſel und Geldanweiſungen auszuſtellen und in Zahlung zu nehmen 
iſt die Bank gleichfalls berechtigt. 

Die allgemeinen Normen für den Kaſſenverkehr wird der Verwaltungs⸗ 
rath durch ein beſonderes Reglement feſtſetzen. 

In demſelben muß vorgeſehen werden, daß die der Bank aus dem De- 
poſitenverkehr und dem Inkaſſogeſchäft zufließenden Gelder, inſoweit ſolche nicht 
baar bereit zu halten find, ausſchließlich durch Diskontirung, Kauf und Ber 
leihung von Wechſeln und Schatzanweiſungen, oder durch Beleihung von ande⸗ 
den Werthpapieren, letzteres jedoch nur bis zur Höhe eines Drittheils dieſer Gel⸗ 
der, rentbar gemacht werden dürfen. 


Vierter Abſchnitt. 
Bilanz, Reſervefonds, Amortiſationsfonds. 


§. 41. 
5 Mylepsdorchrbn. ent- K D.. eee St.- voigurcgen, 
Jah ur Prüfung derſelben ernennt der Verwaltungsrath aus ſeiner Mitte eine aus 
höch (Nr. 7994) a zwei 
Mobilien, abzüglich eines Verminderungswerthes don jährlich wenigſtens 5 Pro. 
de — EEE 5 mYevafwyep vr urn Ten, erde 5 Teen ge eren uuper 
m Grundkapital auch der Reſerve⸗ und Amortifationsfonds zu rechnen find, 


ergiebt ſich der Gewinn. per 
= F. 42. find, 


g. 42. 


f Späteſtens im Laufe des Monats März iſt die aufgeſtellte Bilanz nebſt 
Inem Geſchäftsberichte von der Direktion dem Verwaltungsrathe vorzulegen. 
Zur Prüfung derſelben ernennt der Verwaltungsrath aus ſeiner Mitte eine aus 

(Nr. 7994.) zwei 
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De Mitgliedern und dem Vorſtzenden beſtehende beſondere Kommiſſion. Auf 
en von dieſer Kommiſſion erſtatteten Bericht beſchließt der Verwaltungsrath über 


die Feſtſtellung der Bilanz und legt dieſelbe demnächſt der Generalverſammlung 
zur Genehmigung vor. 


$. 43. 


Von dem nach der Bilanz feſtgeſetzten Reingewinn wird zunächſt ein Be 
trag von 10 Prozent zur Bildung eines Reſervefonds verwendet. Der verblei- 
bende Reſt wird in der Art vertheilt, daß daraus die Aktionaire 4 Prozent des 
eingezahlten Aktienkapitals als Dividende und von dem dann verbleibenden Theile 

10 Prozent die Mitglieder des Verwaltungsrathes und 
5 Prozent die Mitglieder der Direktion 
als Tantieme erhalten. 

Der Ueberreſt endlich wird an die Aktionaire als Superdividende vertheilt. 

Die Auszahlung der Dividende und Superdividende erfolgt ſpäteſtens im 
Monat Mai bei der Bank und an den ſonſt noch bekannt zu machenden Stellen. 
Die Gewährung einer Tantieme an die Mitglieder des erſten Verwaltungsrathes 
unterliegt der Genehmigung der Generalverſammlung. 


$. 44. 


Sollte der Reingewinn zur Zahlung der Dividende von 4 Prozent nicht 
ausreichen, ſo wird das dazu Fehlende aus dem Reſervefonds ergänzt, inſoweit 
derſelbe dadurch nicht auf weniger als 10 Prozent des eingezahlten Grundkapitals 
vermindert wird. In den folgenden Jahren wird dann aber der Ueberſchuß über 
die zur Dividende beſtimmten 4 Prozent zunächſt erſt auf die Ergänzung des Ne 


ſervefonds inſoweit verwendet, als ihm Beträge zu dem vorangegangenen Zweck 


Reſervefonds. 


Amortiſations 
fonds. 


entnommen ſind. 
$. 45. 


Eine Nachweiſung des Aktiva- und Paſſivaſtandes der Bank iſt allmonat- 
lich, die re nach Gutheißung Seitens der Generalverſammlung 
alljährlich in den Geſellſchaftsblättern bekannt zu machen. 


F. 46. 


Der Reſervefonds iſt zur Deckung außerordentlicher Verluſte der Bank 
beſtimmt und wird getrennt von den übrigen Geſellſchaftsfonds verwaltet. Seine 
Zinſen fließen ihm ſelbſt zu. Hat der Fonds eine Höhe von 25 Prozent des 
eingezahlten Grundkapitals erreicht, ſo fällt ſowohl der Zuſchuß zu demſelben 
aus dem Reingewinn fort, als auch feine Zinſen alsdann den allgemeinen Ein⸗ 
nahmen der Bank zufließen. 


$. 47. 
Aus den zur Tilgung der unkündbaren Darlehne beſtimmten Einzahlun⸗ 


gen wird ein beſonderer Fonds — der Amortiſationsfonds — gebildet. Seine 
innahmen beſtehen aus den ſtipulirten Amortiſationsquoten ($. 19.), den 5 
en 


| 
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den bereits amortiſirten Theil des Darlehns gezahlten Zinſen 55 18.) und den 
zur Förderung der Amortiſation geleifteten Zuzahlungen ($. 19.). 

Der Fonds kommt lediglich den jedesmaligen Eigenthümern des verpfän⸗ 
deten Grundſtücks nach Maßgabe der Hoͤhe der geleiſteten Einzahlungen zu Gute, 
gewährt die Mittel zur Einlöſung der ausgegebenen Pfandbriefe und darf mit 
keinem Betrage zu anderen Zwecken verwendet werden (F. 31.). 


Fünfter Abſchnitt. 
Organismus der Verwaltung. 


$. 48. 


Als Verwaltungsorgane der Geſellſchaft fungiren: 


die Direktion, 
der Verwaltungsrath, AN 
die Generalverſammlung der Aktionaire. 


$. 49. 


„Die Direktion beſteht aus drei Mitgliedern, von denen das eine, welches 
gi en für das Richteramt beſitzen muß, als Juſtitiar der Geſellſchaft 
ungirt. 

Die Direktoren werden von dem Verwaltungsrathe gewählt und die 
Dauer der Anftellung, die Höhe des Einkommens, ſowie die ſonſtigen Dienft- 
3 derſelben durch die mit ihnen abzuſchließenden Anſtellungsverträge 
geregelt. 

. Bei der Wahl entſcheidet die abſolute Stimmenmehrheit. Iſt eine ſolche 
nicht vorhanden, ſo werden diejenigen, welche die meiſten Stimmen haben, in 
doppelter Zahl der zu Wählenden auf die engere Wahl gebracht. Bei Stimmen, 
gleichheit entſcheidet das Loos. 

Reif Alle nach dieſem Statut vorzunehmenden Wahlen erfolgen in derſelben 
eiſe. 


$. 50. 


; Die Direktoren müſſen ihren Wohnſitz in Breslau haben und dürfen weder 
ein anderes Handelsgeſchäft ſelbſt betreiben, noch bei einem ſolchen betheiligt ſein. 
Jeder derſelben hat vor feinem Amtsantritt 30 Aktien der Geſellſchaft bei der 
aſſe der Bank zu hinterlegen, welche während ſeiner Amtsdauer bis zu ertheilter 
Decharge als Kaution für ſtatutenmäßige Geſchäftsführung der Geſellſchaft ver⸗ 
aftet And. 
$. 51. 


Die Direktoren vertreten ſich in Abweſenheitsfällen gegenſeitig. Event. 


wird die Stellvertretung durch den Verwaltungsrath beſtimmt. 


. 
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Dur Beſchluß des Verwaltungsrathes können die Mitglieder der Direktion 
vom Amte ſuspendirt werden. 5 
Die Entlaſſung kann nur mit einer Mehrheit von zwei Drittheilen ſämmt⸗ 
licher Mitglieder des Verwaltungsrathes beſchloſſen werden. 


5. 52. 


Die Direktion führt nach Maßgabe des Statuts und des Geſchäfts⸗ 
reglements die Geſchäfte und Angelegenheiten der Geſellſchaft und vertritt die⸗ 
ſelbe nach Außen gemäß den Beſtimmungen des Buch 2. Titel 3. Abſchnitt 3. 
des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches. 

Die ſpezielle Wirkſamkeit der einzelnen Direktions mitglieder, ihre gegen⸗ 
ſeitige Stellung, ſowie die Art der Beſchlußfaſſung der Direktion ſetzt ein befon- 
deres Geſchäftsreglement feſt. 

Die Legitimation der Direktionsmitglieder erfolgt durch ein auf Grund 
ihrer Eintragung in das Handelsregiſter zu ertheilendes Atteſt des betreffenden 
Gerichts, die Legitimation anderer zur Vertretung der Geſellſchaft berufenen 
Beamten durch die ihnen ertheilte gerichtliche oder notarielle Vollmacht des Ver⸗ 
waltungsrathes. 


F. 53. 


Alle die Geſellſchaft verpflichtenden Urkunden und ſchriftlichen Erklärungen 
werden in der Form ausgeſtellt, daß der geſchriebenen oder gedruckten Firma 
mindeſtens zwei Direktionsmitglieder oder ein Direktor und ein zur Vertretung 
der Geſellſchaft berechtigter Stellvertreter ihre Unterſchriften — letzterer mit einem 
die Stellvertretung andeutenden Zuſatz — hinzufügen. Anderweite Ausfertigun⸗ 
gen der Bank, durch welche die Geſellſchaft keine bindenden Verpflichtungen ein 
geht, können von einem Direktor allein gezeichnet werden. 

Bei Quittungen über geleiſtete Zahlungen und Rechnungen über gelieferte 
Werthpapiere, Wechſel und dergleichen (Kaffenquittungen) genügt die gemein⸗ 
ſchaftliche Unterſchrift eines Stellvertreters ($. 51.) oder Prokuriſten und eines 
Kaſſenbeamten. 


$. 54. 


Die Direktion ift zur ſelbſtſtändigen Anſtellung und Entlaſſung von 
Agenten berechtigt, ſofern dieſelben nicht ein feſtes Einkommen beziehen. 

Sie engagirt und entläßt ferner alle Beamte, welche ein Gehalt von nicht 
500 Thaler beziehen und nicht auf längere als dreimonatliche Kündigung ange⸗ 
nommen ſind. 

Die Direktion übt die Disziplinarbefugniß über ſämmtliche Beamte der 
Geſellſchaft aus und ertheilt ihnen Urlaub. 


$. 55. 


Der Verwaltungsrath regelt und überwacht die Geſchäftsführung der Ge 
ſellſchaft in allen Zweigen ihrer Verwaltung im Sinne des Artikel 225. des 
Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches. 5 56 


| 
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Frl. 2 
$. 56. 


Der Verwaltungsrath beſteht aus 15 von der Generalverſammlung zu 
wählenden Mitgliedern, von denen wenigſtens drei Gutsbeſitzer und eine gleiche 
Auen Hausbefiger fein, ſowie mindeſtens 9 in Breslau ihren Wohnſitz haben 

Uſſen. f 


Für das erſte Jahr beſteht der Verwaltungsrath aus den 6. 69. bezeich- 
neten Perſonen. 

„Für die Folgezeit wird der Verwaltungsrath auf fünf Jahre gewählt und 
ſcheiden nach Ablauf derſelben in der ordentlichen Generalverſammlung jeden 
Jahres diejenigen drei Mitglieder aus, welche die längſte Dienſtzeit haben. 
Aula Bei gleich langer Dienftzeit entſcheidet das Loos. Eine Wiederwahl ift 
uläſſig. g 

Scheidet ein Mitglied des Verwaltungsrathes vor Ablauf der Amtsdauer 
aus, ſo kann der Verwaltungsrath bis zur nächſten Generalverſammlung einen 
Erſatzmann wählen. f 

Wenn ein Mitglied ſeine Zahlungen einſtellt oder den Vollgenuß der 
bürgerlichen Ehrenrechte verliert, wird es durch den Verwaltungsrath ſeiner 
Stelle enthoben. 


$. 57. | 
Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes hat in der Kaffe der Bank 
15 Aktien der Geſellſchaft zu deponiren, bei welcher ſie für die Zeit ſeiner 
Amtsdauer bis zu ertheilter Decharge als Kaution verhaftet bleiben. 
§. 58. 


Der Verwaltungsrath wählt alljährlich aus feiner Mitte einen Vorſitzenden 
und einen Stellvertreter deſſelben. 
Auf Einladung des Vorſitzenden verſammelt ſich der Verwaltungsrath am 


Sitze der Geſellſchaft, ſo oft es die Geſchäfte erfordern. 


Die Berathungsgegenſtände werden den Mitgliedern bei der Einladung, 
welche in der Regel ſpäteſtens acht Tage vor der Sitzung zu erfolgen hat, be⸗ 
kannt gemacht. 

Auf Antrag der Direktoren oder von mindeſtens fünf Mitgliedern des 
Verwaltungsrathes muß derſelbe binnen acht Tagen einberufen werden. 

Die Direktoren nehmen an den Sitzungen des Verwaltungsrathes mit 


; berathender Stimme Theil. Sie find jedoch von denſelben ausgeſchloſſen, wenn 


ü 


ihre perſönlichen Angelegenheiten zur Berathung vorliegen. 


$. 59. 


Beſchlußfähig iſt der Verwaltungsrath, wenn wenigſtens 9 Mitglieder, 
einſchließlich des Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreters, anweſend ſind. 
Die Beſchlüſſe werden — inſoweit nicht ein Anderes ausdrücklich beſtimmt 
. mit Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
timme des Vorſitzenden. N 
Jahrgang 1872. (Nr. 7994.) 43 Ueber 
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Ueber die Verhandlungen und Beſchlüſſe wird ein Protokoll geführt und 
von den anweſenden Mitgliedern unterſchrieben. 

Bekanntmachungen des Verwaltungsrathes ſind mit den Worten: 

„der Verwaltungsrath der Schleſiſchen Bodenkredit⸗Aktienbank “ 
unter Beifügung des Namens des Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreters zu 
unterzeichnen. 
$. 60. 

Dem Verwaltungsrathe ſteht die Beſchlußfaſſung über alle Angelegenheiten 
der Geſellſchaft zu, ſofern die alleinige Entſcheidung nach dem Statut und dem 
Geſchäftsreglement nicht der Direktion oder der Generalverſammlung vorbe⸗ 
halten iſt. 

Insbeſondere gehört zum Reſſort des Verwaltungsrathes: 

1) die Feſtſtellung der allgemeinen Bedingungen für die Gewährung der 
unkündbaren hypothekariſchen Darlehne (§. 26.), für die Ausfertigung 
und Ausgabe der Pfand reſp. Kreditbriefe, ſowie die Amortiſation 
($. 30.) derfelben; 

2) die Feſtſtellung der allgemeinen Normen für den Kaſſenverkehr ($. 40.) / 

3) die Feſtſtellung des Geſchäftsreglements für die Direktion ($. 52.) und 
für die Verwaltung der Agenturen; 

4) die Feſtſtellung des Perſonal⸗ und Verwaltungs ⸗Etats; 

5) die Feſtſtellung der allgemeinen Normen für die Anſtellung der Beamten 
und die von ihnen zu beſtellenden Kautionen; 

6) die Wahl und Beſtallung der Direktoren, ſowie derjenigen Geſellſchafts⸗ 
beamten, deren Anſtellung nicht durch die Direktion (F. 5 erfolgt / 
die Beſtimmung der Gehälter derſelben, ſowie der Remunerationen der 
Delegirten des Verwaltungsrathes ($. 62.) , 

7) = „a elöhubfaflung über die an die Generalverſammlung zu richtenden 

nträge 

8) die Beſtimmung über die Einzahlung des Aktienkapitals; 

9) die Ueberwachung der geſammten Geſchäftsführung nach den Feſtſetzungen 
des Statuts, der beſonderen Beſtimmungen und Reglements, ſowie die 
Prüfung des Jahresberichts und der Bilanz (F. 42.). 

Zu den Beſchluſſen über die Gegenftände unter 1. 2. 3. 4. 5. und 8. 
iſt eine Mehrheit von zwei Drittheil der Stimmen der in der Sitzung anwe⸗ 
ſenden Mitglieder erforderlich. 

§. 61. 


Der Verwaltungsrath kann für die Ausübung der ihm unter Pos. 9. 
des §. 60. — mit Ausſchluß der Prüfung der Jahresbilanz (§. 42.) — über 
tragenen Funktionen auf die Dauer eines Jahres alljährlich ein Mitglied beſonders 
beſtimmen. Dieſem Delegirten liegt vorzugsweiſe ob: die Ausgabe der Pfand⸗ 
und Kreditbriefe (59. 27. und 36.), ſowie das Vorhandenſein der wa 

h⸗ 
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Hypotheken und anderen Forderungen ($$. 33. 36.) zu kontroliren und die Pfand⸗ 
und Kreditbriefe mit in unterzeichnen ($$. 28. 36.). 

| Der Delegirte kann den Sitzungen der Direktion beiwohnen und ift berech- 
| 00 jederzeit Einſicht in die Bücher, Rechnungen, Korreſpondenzen und Urkunden 
* er ’ 
4 


ank zu nehmen. 
Mindeſtens vierteljährlich einmal muß derſelbe in Gemeinſchaft mit einem 
Direktionsmitgliede die Kaffe, das Portefeuille und die Depoſiten revidiren. 
t In den Sitzungen des Verwaltungsrathes hat der Delegirte über das 
Ergebniß feiner Thätigkeit Bericht zu erſtatten. 
Wenn es der Geſchäftsumfang erfordert, können auch zwei Delegirte 
ernannt und die Geſchäfte unter beide entſprechend vertheilt werden. 


§. 62. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten Erſatz der ihnen durch 
ihre ktionen verurſachten Ausgaben, ſowie in ihrer Geſammtheit die $. 43. 
feſtgeſetzte Tantieme. 

Die Vertheilung derſelben beſtimmt der Verwaltungsrath. 

Für die den e des Verwaltungsrathes nach $. 61. auferlegten 
Funktionen werden denſelben außerdem beſondere fixirte Remunerationen gewährt. 


§. 63. 
Die Generalverſammlung vertritt die Geſammtheit der Aktionaire. Ihre General; 
Beſchlüſſe ſind für alle Aktionaire verbindlich. verſaumlung. 


Zur Stimmabgabe in der Generalverſammlung ſind nur diejenigen 
Aktionaire berechtigt, welche ihre Aktien ſpäteſtens drei Wochen vor dem Zu⸗ 
ſammentritt der Generalverſammlung in den Büchern der Geſellſchaft auf ihren 
Namen haben einſchreiben laſſen und dieſelben demnächſt 14 Tage vor der ſtatt⸗ 

ndenden Generalverſammlung bei der Bank deponirt haben. 

Je 10 Aktien geben dem Beſitzer Eine Stimme. Es kann jedoch kein 

Aktionair weder für fi) noch in Vertretung anderer Aktionaire im Ganzen mehr 
als 10 Stimmen führen. 

Das Stimmrecht von Pflegebefohlenen, Ehefrauen, Handelsgeſellſchaften, 
Inſtituten und Korporationen kann durch ihre geſetzlichen Vertreter ausgeübt 
werden; alle übrigen Aktionaire können nur durch ſtimmberechtigte Aktionaire 
vertreten werden. 

Die Bevollmächtigung zur Stellvertretung iſt ſpäteſtens acht Tage vor 
dem Zuſammentritt der Generalverſammlung zur Prüfung bei der Direktion 
einzureichen, welche berechtigt iſt, eine amtliche oder ihr ſonſt genügende Beſchei⸗ 
nigung zu verlangen. 

Den ſtimmberechtigten Aktionairen werden Legitimationskarten mit Angabe 
der von ihnen vertretenen Aktien und der ihnen zuſtehenden Stimmberechtigung 
ausgehändigt. 

Eine Liſte aller ſtimmberechtigten Aktionaire mit Angabe ihrer Aktien und 
Stimmberechtigung iſt zur Einſicht aller Aktionaire während der letzten fünf 

age vor der Generalverſammlung in dem Geſchäftslokal auszulegen. 
(Nr. 7994) 43* $. 64, 
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$. 64. 


Die Generalverſammlungen werden in Breslau abgehalten. Die ordent⸗ 
liche Generalverſammlung findet in den erſten vier Monaten jeden Jahres ſtatt. 
Außerordentliche Generalverſammlungen können einberufen werden: 

1) auf Beſchluß des Verwaltungsrathes, 
2) auf Antrag der Direktion, 
3) auf Antrag der ordentlichen Generalverſammlung oder von Aktionairen, 
welche Aktien im Geſammtbetrage des vierten Theils des Grundkapitals 
beſitzen und bei der Bank deponiren. g 
Die Einberufung der Generalverſammlung erfolgt durch den Verwaltungs- 
rath und iſt mittelſt dreimaliger Inſertion in den Geſellſchaftsblättern unter An⸗ 
gabe des Zweckes und der zur Berathung ſtehenden einzelnen Gegenſtände bekannt 
zu machen. Die letzte Bekanntmachung muß vier Wochen vor dem Zuſammen⸗ 
tritt der Generalverſammlung ſtattfinden. 


6. 65. 


Der Generalverſammlung gebührt: 


1) die Beſchlußfaſſung über den Gefchäftsbericht der Direktion und der 
Prüfungskommiſſion ($. 42.), die Ertheilung der Decharge, die Feſt⸗ 
ſtellung der Bilanz und der zu vertheilenden Dividende. Werden die 
Rechnung und Bilanz nicht ſofort genehmigt, fo kann die General 
verſammlung einen Ausſchuß zur Superrevifion ernennen; 

2) die Wahl der Mitglieder des Verwaltungs rathes; 


3) die Geltendmachung der Verantwortlichkeit der Mitglieder der Direktion 
und des Verwaltungsrathes gegen die Geſellſchaft; f 
4) die Entſcheidung über Erhöhung des Grundkapitals, Aenderung der 
Statuten und Auflöſung der Geſellſchaft ; 
5) die Beſchlußfaſſung über anderweite Vorlagen des Verwaltungsrathes 
und der Direktion. 
Die Generalverſammlung hat nur über diejenigen Gegenſtände zu be⸗ 
ſchließen, welche bei der Einberufung auf die Tagesordnung geſetzt ſind. 
Anträge, welche von wenigſtens 10 ſtimmberechtigten Aktionairen ſpä⸗ 
teſtens drei Wochen vor Zuſammentritt der Generalverſammlung bei dem Ber 
. ſchriftlich eingereicht find, müſſen auf die Tagesordnung geſetzt 
werden. ö 


$. 66. 


Die Verhandlungen in den Generalverſammlungen leitet der Vorſitzende 
des Verwaltungs rathes, er beſtimmt die Reihenfolge der zur Berathung ſtehenden 
Gegenſtände und ernennt die Stimmzähler. Die Beſchlüſſe der Generalver- 
ſammlung werden in der Regel mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorfikenden. 

ine 


r 
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Eine Majorität von zwei Drittheilen der vertretenen Stimmen iſt erfor 
derlich zum Beſchluſſe der Erhöhung des Grundkapitals, Abänderung der Sta- 
tuten und Auflöſung der Geſellſchaft. 

Bei Beſchlüſſen über Aenderung der Statuten muß mindeſtens der zwan⸗ 
dae Theil, und bei Beſchlüſſen über Auflöſung der Geſellſchaft ($. 68.) min. 
eſtens der vierte Theil der emittirten Aktien vertreten fein. 

Anträge auf Aenderung der Statuten, welche nicht von dem Verwal⸗ 
tungsrathe oder der Direktion, ſondern von Aktionairen eingebracht ſind, müſſen 
erſt in einer Generalverſammlung als zuläſſig erachtet werden, bevor in einer 
weiteren Verſammlung über ſie definitiv beſchloſſen werden kann. 

Ueber die Verhandlungen der Generalverſammlung iſt durch einen Notar 
ein Protokoll aufzunehmen, welches die Zahl der vertretenen Aktien und Stim⸗ 
men und das Reſultat der Verhandlungen zu enthalten hat, und von dem Vor⸗ 
ſtzenden, den Stimmzählern, den anweſenden Direktionsmitgliedern und zwei 
Mitgliedern des Verwaltungsrathes zu unterzeichnen iſt. 


$. 67. 


5 Die Staatsregierung iſt befugt, zur Wahrnehmung ihres Aufſichtsrechts Staatsaufſicht. 
über die Geſellſchaft beſtändig oder für einzelne Fälle einen Kommiſſarius zu 
ernennen. 
| Derſelbe hat das Recht, jederzeit von den Kaſſen, Büchern, Rechnungen 
und ſonſtigen Schriftſtücken der Geſellſchaft in deren Geſchäftslokal Einſicht zu 
nehmen, die Geſellſchaftsorgane einſchließlich der Generalverſammlung zu berufen 
| und ihren Berathungen beizuwohnen. 


Sechster Abſchnitt. 
| Aufloͤſung und Liquidation. 


| $. 68. 


Die Auflöfung der Geſellſchaft findet, abgefehen von den durch das Geſetz 
bezeichneten Fällen, nur durch den Beſchluß einer außerordentlichen, und zu dieſem 
Zweck beſonders einzuberufenden Generalverſammlung ſtatt. 

In dieſer Generalverſammlung iſt jeder Inhaber einer Aktie ſtimmberech⸗ 
tigt. Ueber die zu einer gültigen Beſchlußfaſſung erforderliche Höhe des vertre⸗ 
5770 Grundkapitals, ſowie die nothwendige Stimmenmajorität enthält $. 66. die 

eſtſetzung. 
| Iſt das Grundkapital nicht in dem vorgeſchriebenen Verhältniß vertreten, 
ſo wird eine neue Generalverſammlung e in welcher demnächſt mit einer 
Majorität von zwei Drittheil Stimmen des alsdann vertretenen Grundkapitals 
und gültig Beſchluß gefaßt werden kann. f 
h Nach erfolgtem Auflöſungsbeſchluß findet die Liquidation gemäß der ge⸗ 
ſtectzlichen Beſtimmungen ſtatt. f 
(Nr. 7994.) Sie⸗ 
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Siebenter Abſchnitt. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


$. 69. 


Bis zur Konſtituirung der Geſellſchaft werden deren Intereſſen durch einen 
proviſoriſchen Verwaltungsrath wahrgenommen, derſelbe beſteht aus den Herren: 
1) dem Kaufmann Friedrich Beyersdorf (Hausbeſitzer) zu Breslau, 
2) dem Kommerzienrath Louis Eichborn (Hausbeſitzer) zu Breslau, 
3) dem Rittergutsbeſitzer Martin Elsner von Gronow auf Kalinowitz, 
4) dem Rittergutsbeſitzer Guſtav Friedländer zu Breslau, 
5) dem Rittergutsbeſitzer Stadtrath Heinrich Korn zu Breslau, 
6) dem Wirklichen Geheimen Kriegsrath a. D. Eduard Krienes zu Breslau, 
7) Er Nik a des Schleſiſchen Bankvereins Auguft Moſer zu 
reslau, 
8) dem Juſtizrath Guſtav von Wilmowski zu Breslau. 

Der proviſoriſche Verwaltungsrath iſt berechtigt, ſich bis auf die Zahl 
von 15 Perſonen zu ergänzen, ſowie auch für Behinderungsfälle einzelner Mit- 
glieder deren Stellvertreter zu ernennen. 

Für Berathungen und Beſchlußfaſſungen des proviſoriſchen Verwaltungs 
rathes ſind die im Statut für den Verwaltungsrath feſtgeſetzten Normen analog 
anzuwenden. 8. 70 

. 


Der proviſoriſche Verwaltungsrath hat die Rechte, welche in dem Statut 
dem Verwaltungsrathe zugetheilt ſind und bis zur Einſetzung der Direktion auch 
die Befugniſſe der letzteren. 

Derſelbe wird die landesherrliche Genehmigung zur Ausgabe der nach 
Maßgabe dieſes Statuts zu emittirenden Pfand» und Kreditbriefe nachſuchen und 
die Aktienzeichnungen aufnehmen, ſowie die Direktion einſetzen. 


$. 71. 


Den im F. 69. genannten Mitgliedern des proviſoriſchen Verwaltungs- 
rathes wird hiermit und zwar mit dem Recht der Subſtitution Vollmacht ertheilt, 
in die Aenderungen, Zuſätze und Modifikationen des Statuts, welche von der 
Staatsregierung verlangt werden möchten, einzuwilligen und die deshalb erfor⸗ 
derlichen Urkunden zu vollziehen und zwar dergeſtalt, daß jede Erklärung un 
jede Urkunde, wenn ſie auch nur von dreien von ihnen reſp. ihren Subſtituten 


vollzogen wird, gültig für ſämmtliche Aktionaire vollzogen iſt. 
§. 72. 

Bis zur erſten ordentlichen Generalverſammlung bilden die Mitglieder des 
proviſoriſchen Verwaltungsrathes den erſten Verwaltungsrath der Schleſiſchen 
Bodenkredit⸗ Aktienbank. 

In der auf das erſte Bilanzjahr folgenden ordentlichen Generalverſamm⸗ 
lung erfolgt demnächſt die Wahl des Verwaltungsrathes in Gemäßheit des F. 56. 


f 
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Beilage 1. 
Inhaber⸗Interimsſchein J. 


Schleſiſche Boden- Aredit- Aktien- Bank. 


Der Inhaber dieſes Interimsſcheins, auf welchen vierzig Prozent eingezahlt 
find, erhält nach ftatutenmäßiger Vollzahlung die Aktie der Schleſiſchen Boden⸗ 
Kredit⸗Aktien⸗Bank Nr.. über Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant gegen 
Rückgabe dieſes Interimsſcheines und der damit ausgegebenen Dividendenſcheine. 

Die weiteren Zahlungen werden auf dieſen Inhaber ⸗Interimsſchein von 
der Direktion quittirt. 


Breslau, den nn 18. 


Der Verwaltungsrath. Die Direktion. 
(Fakſimilirte Unterſchrift eines Mitgliedes.) (L. S.) (Fakſimilirte Unterſchriften von 
zwei Mitgliedern.) 
Eingetragen in das Interimsregiſter Fol. ..... 
Unterſchrift des Kontroleurs.) 


Hierauf ſind weiter eingezahlt: 


Beilage 2. 
Schleſiſche Boden-Aredit- Aktien-Bank. 
Aktie ...... 


über 
Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant. 
Der Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhältniß des Betrages derſelben an 
dem geſammten Eigenthum der Aktiengeſellſchaft 
Schleſiſche Boden. Kredit - Aktien Bank 
und am Gewinn und Verluſt derſelben nach Maßgabe des Statuts betheiligt. 
Breslau, den n 4 . 


Der Verwaltungsrath. Die Direktion. 


Jakſimilirte Unterſchrift eines Mitgliedes.) (L. S.) (Fakſimilirte Unterſchriften von 
zwei Mitgliedern.) 


Eingetragen in das Aktienregiſter Fol. ..... 
(Unterſchrift des Kontroleurs.) 
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Beilage 3. 
Schleſiſche Boden - Aredit- Aktien - Bank. 


Dividendenſchein .. 


zu der Aktie W 
(zu dem Interimsſchein W....) 
zahlbar ſpäteſtens im Monat Mai 18.. gemäß näherer Bekanntmachung der 
Bank bei deren Kaſſe oder den ſonſt bekannt gemachten Stellen. 
Breslau, den te· n 18. 
(L. S.) Die Direktion. 
(Fakſimile der Unterſchriften zweier Mitglieder.) 
Eingetragen in das Dividendenſchein-Regiſter Fol...... 
(Fakſimilirte Unterſchrift des Kontroleurs.) 
Rückſeite. 


Dieſer Schein iſt nach dem 31. Dezember 18.. ungültig und die darauf zu erhebende 
Dividende alsdann der Bank verfallen. 
Eine Mortifikation verlorener oder vernichteter Dividendenſcheine findet nicht ſtatt. 
(§. 9. des Statuts.) 


Beilage 4. 
Schleſiſche Boden-Kredit-Aktien-Bank. 
Talon 


zum 
Dividendenbogen der Aktie MW. 


Der Inhaber dieſes Talons erhält gegen deſſen Rückgabe nach zehn Jahren 
und vorgängiger Bekanntmachung der Bank Dividendenſcheine für weitere zehn 
Jahre nebſt einem neuen Talon, ſoweit nicht ein Widerſpruch nach $. 9. Alin. 4. 
des Statuts zu berückſichtigen iſt. 


Breslau, den min 18. 


(L. S.) Die Direktion. 
(Fakſimile der Unterſchrift zweier Direktoren.) 
Eingetragen im Talonregiſter Fol. ..... 
(Unterſchrift des Kontroleurs.) 
Rückſeite. 
(Abdruck des F. 9. Alin. 4.) 


Serie Littera 
Unkuͤndbarer Pfandbrief 
der 
Schleſiſchen Boden-Kredit-Aktien⸗Bank 
(konzeſſionirt laut Königlichem Erlaß vom ten 18. .) 
über 


Die Schleſiſche Boden⸗Kredit⸗Aktien⸗Bank verſchuldet dem Inhaber dieſes 
Pfandbriefes 


verzinslich zu Prozent unter der im $. 34. des Statuts verzeichneten Sicher⸗ 
heit und Garantie 


Dieſer Pfandbrief iſt von Seiten des Inhabers unkündbar und wird von 
der Bank nach vorgängiger Auslooſung und öffentlichem Aufgebote durch Baar⸗ 
zahlung des Nennwerthes eingelöſt. 

Breslau, Den ER. nn nn 18.. 


Der Verwaltungsrath. Die Direktion. 
(Unterfchrift eines Mitgliedes.) (L. S.) (Unterfchrift zweier Direktoren.) 


Für dieſen nach $$. 27. 33. des Statuts ausgegebenen Pfandbrief ift die vorfchrifts- 
mäßige A vorhanden. 


reale den; ne ehe 18. 
Der Juſtitiar. 
ſunterſchrift) 


Eingetragen im Pfandbriefregiſter Fol...... 
(Unterſchrift des Kontroleurs.) 


Rückſeite. 
(Abdruck von $$. 27. 33. 34. F. 9. Alin. 1. und 2.) 
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Beilage 6. 

Schleſiſche Boden-Kredit-Aktien-Bank. 
Zinskupon «AG... 


zum 
Pfandbriefe Serie Litter. . 
RE Thaler ... Silbergroſchen .... Pfennige (Ziffern) 
el: Thaler .... Silbergroſchen .... Pfennige (Buchſtaben) 


halbjährige prozentige Zinſen von. Thalern, zahlbar am 


h 
bei der Bank zu Breslau und bei den bekannt gemachten Stellen. 
Breslau, den en 18. | 
(. S.) Die Direktion. 
(Fakſimile der Unterſchriften zweier Direktoren.) 


Eingetragen im Regiſter Fol. 
(Unterfchrift des Kontroleurs.) 


Rückſeite. 


Dieſer Kupon iſt nach dem 31. Dezember 18.. ungültig und der darauf zu erhebende 


Zins der Geſellſchaft verfallen ($. 29. des Statuts). 


Eine Mortifikation verlorener oder vernichteter Zinskupons findet nicht ſtatt (§. 28. 


Alin. 3., §. 9. Alin. 2. und 3. des Statuts). 
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Beilage 7. J 
Schleſiſche Boden-Kredit-Aktien-Bank. 
3.10% 
zum g 
Kuponbogen des ee 
Serie Li tt. W. 

über 

3 Thaler, verzinslich zu ..... Prozent. 


Der Inhaber dieſes Talons 9 gegen deſſen Rückgabe neue Zins⸗ 
kupons für die Jahre bis nenn nebſt einem neuen 
Talon, ſoweit nicht ein Widerſpruch 10 5 9. Alinen 4., §. 28. Alinea 3. des 
Statuts zu berückſichtigen iſt. 


Breslau, den enn. 18. 
(L. S.) Die Direktion. 
(Fakſimile der Unterſchriften zweier Direktoren.) 


Eingetragen im Regiſter Fol. ..... 
(Unterſchrift des Kontroleurs.) 


Rückſeite. 
Eine Mortifikation verlorener oder vernichteter Talons findet nicht ſtatt (F. 9. Alin. 4., 
$. 28. Alin. 3. des Statuts). 
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Be a 


Beilage 8. 
Serie Litt. ..... 
Unkuͤndbarer Kreditbrief 
2 der 
Schleſiſchen Boden-Kredit-Aktien⸗Bank, 
konzeſſionirt laut Königlichem Erlaß vom .. ten. 18. 
über 
n Thaler. 

Die Schleſiſche Boden⸗Kredit⸗Aktien⸗Bank verſchuldet dem Inhaber dieſes 

Kreditbriefes 
„ Thaler, 


verzinslich zu .... Prozent unter der im $. 37. des Statuts verzeichneten Sicherheit 
und Garantie. Dieſer Kreditbrief iſt von Seiten des Inhabers unkündbar und 
wird von der Bank nach vorgängiger Auslooſung und öffentlichem Aufgebote 
durch Baarzahlung des Nennwerthes eingelöft. 


Breslau, den en 1 2 18. 


Der Verwaltungsrath. Die Direktion. 
Unterſchrift eines Mitgliedes.) (L. S.) Unterſchrift zweier Direktoren.) 
Für dieſen nach §. 36. des Statuts ausgegebenen Kreditbrief iſt die vor⸗ 
ſchriftsmäßige Deckung vorhanden und iſt die als Deckung dienende Anleihe mit 
Genehmigung der geſetzlichen Aufſichtsbehörde kontrahirt. 
eie, nnn 18. 
Der Juſtitiar. 
(Unterſchrift.) 
Eingetragen im Kreditbriefs⸗Regiſter Fol, ..... 
Unterſchrift des Kontroleurs.) 
Rückſeite. 
(Abdruck von $$. 36. und 37.) 


Beilage 9, 


hi 


Serie ..... Takte... .; 


Kreditbrief 


der 


Schleſiſchen Boden⸗Kredit-Aktien⸗Bank, 
konzeſſionirt durch Königlichen Erlaß vom tn... 18. 


über 


„Die Schleſiſche Boden » Kredit Aktien- Bank verſchuldet dem Inhaber dieſes 
Kreditbriefes f 
. Thaler N 


verzinslich zu Prozent unter der im F. 37. des Statuts verzeichneten 
Sicherheit und Garantie. 5 


1 Dieſer Kreditbrief wird gemäß $. 36. des Statuts am . ten 
8. durch Baarzahlung des ennwerthes eingelöſt. 


Breslau, den tn. 1 


Der Verwaltungsrath. Die Direktion 
Unterſchrift eines Mitgliedes.) (L. S.) Uunterſchrift zweier Direktoren.) 


ER Für dieſen nach $. 36. des Statuts ausgegebenen Kreditbrief ift die vor- 
Gftemäßige Deckung vorhanden und iſt die als Deckung dienende Anleihe mit 
enehmigung der geſezlichen Aufſichtsbehörde kontrahirt. 
Breslau, den n... 18. 
Der Juſtitiar. 
(Unterfchrift.) 


Eingetragen im Kreditbriefs⸗Regiſter Fol... 
(Unterſchrift des Kontroleurs.) 


Rückſeite. 
(Abdruck von SS. 36. und 37.) 
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— 326 — 
(Nr. 7995.) Statut des Deichverbandes Wiſſel im Kreiſe Cleve. Vom 13. März 1872. 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c. 


Nachdem es zur größeren Sicherung des Dorfes Wiſſel gegen die Hoch⸗ 
fluthen des Rheins für erforderlich erachtet worden iſt, die bereits vorhandene 
Umwallung dieſes Dorfes zu erhöhen und zu normaliſiren und zu dieſem Behufe 
die dortigen Gebäudebeſitzer zu einem Deichverbande zu vereinigen, genehmigen 
Wir hierdurch auf Grund der $ 11. und 15. des Geſetzes über das Deichweſen 
vom 28. Januar 1848. (Geſetz⸗Samml. für 1848. S. 54.) und des Cleveſchen 
Deichreglements vom 24. Februar 1767., nach Anhörung der Betheiligten, die 
Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung: 

„Deichverband Wiſſel“ 


und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. 


2 
Die Gebäudebeſitzer innerhalb der, auf der im Jahre 1868. von dem 
Geometer Hundt nach der Bürgermeiſtereikarte kopirten, in einem Originalexem⸗ 
plare bei der Regierung zu Düſfeldorf niedergelegten Spezialkarte vom Wiſſelſchen 
Dorfdeich bezeichneten Umwallung des Dorfes Wiſſel werden zum Schutze ihrer 
daſelbſt belegenen Gebäude gegen die Hochfluthen des Rheins zu einem Deich 
verbande vereinigt. | 
Der Verband bildet eine beſondere Korporation, deren Gerichtsſtand bei 

dem Landgerichte zu Cleve iſt. x 


$. 2. 

Dem Deichverbande liegt es ob, nach Maßgabe der revidirten Koſtenzu! 
fammenftellung des Waſſerbau⸗Inſpektors Willich vom 27. Oktober 1868. und 
der zugehörigen Pläne die Erhöhung und Normaliſtrung des vorhandenen Deiches 
um das Dorf Wiffel auszuführen, fo daß er eine Höhe von 27 Fuß am Emmericher 
Pegel, eine Kronenbreite von 4 Fuß, nur an einzelnen Stellen von 6 Fuß, und au 
beiden Seiten dreifüßige Böſchungen erhält, und dieſen Deich zu unterhalten. 

| RR re 

Die Beſtimmungen des im Eingange bezogenen Geſetzes vom 28. Januar 
1848., ſowie des Reglements vom 24. Februar 1767. kommen, ſoweit ſie ni 
5 den Inhalt dieſes Statuts etwa Aenderungen erleiden, überall zur An⸗ 
wendung. f 


. : 
Die Koſten der im $. 2. 00 Arbeiten werden durch Erhebung a 
Erbengeldes aufgebracht. Als Maßſtab für die Vertheilung des Erbenge 5 
gilt, da es ſich weſentlich um den Schutz von Gebäuden handelt, die Größe 
mit Gebäuden bedeckten Grundflächen. f 


8. 5. 0 

Das nach dieſem Maßſtabe aufzuſtellende Deichkataſter iſt von dem Me 
Maßgabe des 5 6. auf einem außerordentlichen Erbentage konſtituirten Af 
unter Zuziehung eines vereideten Geometers auf Koſten des Verbandes ee zu 
tigen. Daſſelbe ift ſodann während einer 14tägigen, in ortsüblicher 59 


r 3 
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bublizirenden Friſt in der Wohnung des Deichgräfen zur Einſicht der Intereſſenten 
offenzule en, welche ihre Beſchwerden dagegen in einer präkluſiviſchen Friſt 
von 4 ochen nach beendeter Offenlegung bei dem Landrathe zu Cleve anzu⸗ 
bringen haben. 

Die Entſcheidung über die Beſchwerden, welche, ſoweit es erforderlich, in 
Gegenwart der Beſchwerdeführer und eines Beamten des Deichſtuhls durch einen 
von der Regierung zu beſtimmenden Sachverſtändigen an Ort und Stelle geprüft 
werden, ſteht der Regierung in Düſſeldorf zu. 

Gegen die Enkſcheidung der Regierung findet binnen vier Wochen nach 
Bekanntmachung derſelben Rekurs an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen 

"ngelegenbeiten ſtatt. 
ft 


8 8 ie Koſten unbegründeter Beſchwerden fallen dem Beſchwerdeführer 
aſt. 

6. Nach erfolgter Feſtſtellung iſt das Kataſter von der Regierung zu voll⸗ 
ziehen und dem Beichfhuhle zuzufertigen. 


$. 6. 

Der Deichſtuhl befteht aus dem Deichgräfen und drei Heimräthen, letztere 
werden von 1 ae aus den Deichgenoſſen Aae und von der x ie 
De beftätigt. Die erſte Wahl wird von dem Kreislandrathe geleitet. Als 

chgräf fungirt der jeweilige Ortsvorſteher. Er und die Heimräthe beziehen 

kein firirtes Einkommen, ſondern nur eine an dem Erbentage mit Genehmigung 

des Kreislandrathes feſtzuſetzende Vergütung für jeden Tag wirklicher Dienſtleiſtung. 

e Obliegenheiten des Deichſchreibers werden von dem Deichgräfen oder einem 

er Heimräthe, die des Deichrendanten von dem jeweiligen Kommunalempfänger 
dahrgenommen. 


$. 7. 
Stimmfähig ift auf dem Erbentage jeder beitragspflichtige Gebäudebeſitzer 
innerhalb der Umwallung des Dorfes. 

f Eine Vertretung durch Bevollmächtigte iſt zuläffig; dieſelben müſſen ſich 
Jedoch durch einen schriftlichen, hinſichtlich der Unterſchrift von der Ortsbehörde 
N le 1 7 
cggaliſirten Auftrag ausweiſen. 


b. 8. 
| Die Oberaufficht über den Deichverband führt die Regierung zu Düſſel⸗ 
| dorf, in höherer Inſtanz der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 

$. 9. 

Abänderungen des vorſtehenden Statuts dürfen nur mit Allerhöchſter Ge⸗ 


ane vorgenommen werden. f f 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 13. März 1872, 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Leonhardt. 


Gt. 79957997.) (Nr. 7996.) 
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(Nr. 7996.) Bekanntmachung, betreffend die der Altona-Kieler Eiſenbahngeſellſchaft ertheilte 
landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betriebe einer Bahn von Neu 
münſter über Segeberg nach Oldesloe. Vom 28. März 1872. 


De Königs Majeſtät haben durch Allerhöchſte Urkunde vom 13. März d. J. 

der Altona- Kieler Eiſenbahngeſellſchaft zum Bau und Betriebe einer Bahn von 

Neumünſter über Segeberg nach Oldesloe die landesherrliche Genehmigung — 

unter Verleihung des Expropriationsrechts — zu ertheilen geruht. 

/ Die gedachte Allerhöchſte Urkunde ſelbſt gelangt durch das Amtsblatt der 
Regierung in Schleswig zur Veröffentlichung. 


Berlin, den 28. März 1872. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 7997.) Bekanntmachung, betreffend die der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
ertheilte landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betriebe einer Abkürzungd‘ 
bahn von Bochum nach Eſſen, ſowie einer Verbindungsbahn von Eſſen 
nach Werden a. d. Ruhr. Vom 31. März 1872. 


D. Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Konzeſſions-Urkunde vom 
25. März 1872. der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft den Bau und 
Betrieb einer Abkürzungsbahn von Bochum nach Eſſen, ſowie einer Verbindungs⸗ 
bahn von Eſſen nach Werden a. d. Ruhr unter gleichzeitiger Verleihung des 
Expropriationsrechts zu geſtatten geruht. 

Die vorgedachte Urkunde wird durch die Amtsblätter der Königlichen Re 
gierungen in Arnsberg und Düſſeldorf veröffentlicht werden. 


Berlin, den 31. März 1872. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


